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Unterhaltspflicht des Vaters im Strafvollzug

Sachverhalt

Ich bin Vormundin eines 12-jährigen Mädchens, dessen leiblicher Vater wegen Mordes an der Kindsmutter eine Haftstrafe verbüsst. Das Mädchen wohnt beim Witwer der Kindsmutter. 

 

Nun meine Frage: ist es möglich, mit dem Kindsvater einen Unterhaltsvertrag abzuschliessen? Er verdient ja nichts in der Haftanstalt. Oder muss der Vertrag abgeschlossen werden und die Unterhaltszahlungen bevorschusst werden?

Erwägungen

1. Die Unterhaltspflicht bemisst sich nach Art. 285 ZGB: 

1 Der Unterhaltsbeitrag soll den Bedürfnissen des Kindes sowie der

Lebensstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern entsprechen und

ausserdem Vermögen und Einkünfte des Kindes sowie den Beitrag des

nicht obhutsberechtigten Elternteils an der Betreuung des Kindes berücksichtigen.

Mit Antritt des Strafvollzugs verliert der Unterhaltsschuldner seine Möglichkeit zu einem ordentlichen Arbeitsverdienst. Er wird dadurch leistungsunfähig, soweit seine bisherige Leistungsfähigkeit vom Arbeitserwerb abhängig war. Obwohl er selbst durch ein strafbares Verhalten und die darauf folgende Strafsanktion die Verdienstunfähigkeit selbst herbeigeführt hat, kann ihm kein fiktives Einkommen angerechnet werden, weil es nicht mehr vom guten Willen des Pflichtigen abhängt, ob er seine Leistungspflicht den Bedürfnissen des Kindes entsprechend aufrecht erhalte oder nicht.

2. Wenn der Unterhaltspflichtige über Vermögen und Vermögenserträgnisse verfügt, kann ihm gestützt auf Art. 285 ZGB zugemutet werden, daraus einen angemessenen Unterhalt für das Kind zu finanzieren.


3. Es besteht auch ohne Unterhaltsvertrag die Möglichkeit, dass der Unterhaltsschuldner, sofern er im Strafvollzug für die ihm zugewiesene Arbeit einen Verdienstanteil erhält (Art. 376 StGB), gestützt auf das jeweilige Anstaltsreglement einen Beitrag an die Kosten des Unterhalts seiner Tochter zu entrichten hat (Art. 377 Abs. 2 StGB). Zudem kann gemäss Art. 387 StGB nach der Entlassung die Anstaltsleitung frei verfügen, wem der Betrag aus dem Verdienstanteil zur sachgemässen Verwendung zukommen soll (Entlassener, Sozialhilfe, Kind, Organe der Schutzaufsicht, Vormundschaftsbehörde).

4. Nach Prüfung der Vermögensverhältnisse des Unterhaltsschuldners hat die Vormundschaftsbehörde einen förmlichen Entscheid (Art. 287 Abs. 2 ZGB) darüber zu fällen, ob auf einen Unterhaltsbeitrag des Vaters mangels Leistungsfähigkeit verzichtet wird. Er darf nicht zu einem Beitrag verpflichtet werden, den er aufgrund des Strafvollzugs nicht leisten kann und der deshalb nur zu einem (rückzahlbaren) Schuldenberg des Strafgefangenen führt (Urteil des Appellationshofes des Kt. Bern vom 12.2.1981 i.S. A. gegen A., publiziert in ZBJV 1983 S. 358 ff.). Allein die Möglichkeit der Alimentenbevorschussung ist kein Grund für einen nicht realisierbaren Unterhaltsbeitrag. Eine Unterdeckung des Bedarfs beim Kindesunterhalt ist im vorliegenden Fall einer Halbwaisen mit Ergänzungsleistungen aufzufangen (Art. 2b ELG).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Februar 2005
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